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  An die Adressatinnen und Adressaten 
des Vernehmlassungsverfahrens zur 
parlamentarischen Initiative „Schulden-
prävention. Keine Werbung für Kleinkre-
dite“ 

Kommission für Wirtschaft und 

Abgaben 

CH-3003 Bern 

  

Der Präsident 

   
6. Juni 2013 

 

10.467 Parlamentarische Initiative.  
Schuldenprävention. Keine Werbung für Kleinkredite 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Im Zusammenhang mit der von Nationalrätin Josiane Aubert am 18. Juni 2010 eingereichten 
parlamentarischen Initiative hat die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalra-
tes (WAK-N) am 14. Mai 2013 einen Vorentwurf für eine Revision des Bundesgesetzes über 
den Konsumkredit verabschiedet. Dieser enthält Bestimmungen zum Verbot aggressiver 
Werbung für Konsumkredite, zur Selbstregulierung der Kreditbranche und zur Kreditfähig-
keitsprüfung von Konsumentinnen und Konsumenten. Wir unterbreiten Ihnen diese Vorlage 
hiermit zur Stellungnahme im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens.  

Wir bitten Sie, in Ihrer Stellungnahme insbesondere auch Bezug zu nehmen auf die Frage, 
ob die Definition von aggressiver Werbung sowie die Sanktionierung von Verstössen im 
Rahmen einer Selbstregulierung der Branche oder aber durch das Bundesgesetz geregelt 
werden soll.  

Das Vernehmlassungsverfahren wird elektronisch durchgeführt. Die Vorlage können Sie im 
Internet auf der Webseite der Bundeskanzlei abrufen: 
http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html.  

Die Vernehmlassungsfrist dauert bis und mit 30. September 2013. Wir bitten Sie, die elekt-
ronische Version (bitte nebst einer PDF-Version auch eine Word-Version) Ihrer Stellung-
nahme bis spätestens zu diesem Datum an folgende Email-Adresse zu senden:  
emanuella.gramegna@bj.admin.ch.  

Für weitere Auskünfte stehen Ihnen seitens des Sekretariats der WAK Frau Edith Honegger 
(Email: edith.honegger@parl.admin.ch, Tel. 031 322 15 64) und seitens des Bundesamts für 
Justiz Frau Margreth Bösiger (Email: margreth.boesiger@bj.admin.ch; Tel. 031 322 53 57) 
gerne zur Verfügung. 

Für Ihre Stellungnahme danken wir Ihnen im Voraus bestens.  
 

  Mit freundlichen Grüssen 

  
 

Christophe Darbellay 

 


